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Bevölkerung und Wirtschaft, Politik, Kultur und die verschiedensten Teilbereiche des 
gesellschaftlichen Lebens werden von der Eigendynamik der Einwanderungsgesellschaft 
verändert und wirken je auf ihre Weise auf diese Dynamik zurück. Die folgenden 
Kernbotschaften kommen aus Querschnitten durch die Argumentation von Jahresgutachten 
und SVR-Integrationsbarometer. Sie sind zugleich Ankerpunkte für die Trendbeobachtungen, 
Folgenabschätzungen, Beschreibungen und Bewertungen. Die Erläuterungen kommentieren 
die Kernbotschaften des Jahresgutachtens und geben Hinweise auf weitere zentrale 
Ergebnisse und Handlungsempfehlungen. Gelegentliche Wiederholungen sind dabei gewollt 
zugunsten der Eigenständigkeit der einzelnen Abschnitte.  

1. Migrationsland: Deutschland ist ein demografisch schrumpfendes und alterndes 
Migrationsland mit hoher transnationaler, insbesondere innereuropäischer Mobilität. 
Bei tendenziell ausgeglichenen Wanderungsbilanzen halten sich Zu- und 
Abwanderung annähernd die Waage. Deshalb ist Deutschland heute weder Ein- noch 
Auswanderungsland, sondern ein Migrationsland in der statistischen Mitte zwischen 
Ein- und Auswanderungsland.  
 

2. Einwanderungsgesellschaft: In den Grenzen des Migrationslandes entfaltet sich eine 
Einwanderungsgesellschaft. Ihre Heterogenität wächst auch bei abnehmender 
Zuwanderung aus demografischen Gründen eigendynamisch weiter. Zugleich steigt 
aus diesen Gründen selbst ohne Zuwanderung der Anteil der Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund weiter an.  
 

3. Migrationshintergründe: In der Einwanderungsgesellschaft begegnen sich, auch 
innerhalb der Familien, unterschiedliche Zuwanderergenerationen und 
Integrationserfahrungen. Daraus entstehen vielfältig in sich gebrochene und von der 
Mehrheitsbevölkerung oft unterschiedliche Erinnerungskulturen als Grundlage für 
Gegenwartseinschätzung und Zukunftserwartung.  
 

4. Integrationserfolge: Im internationalen Vergleich ist ‚die Integration‘ in Deutschland 
keineswegs ‚gescheitert‘. Sie ist vielmehr in vielen empirisch fassbaren Bereichen 
durchaus zufriedenstellend oder sogar gut gelungen. Zudem stehen beide Seiten der 
Einwanderungsgesellschaft den Anforderungen von Zuwanderung und Integration 
pragmatisch und zuversichtlich gegenüber. Die deutschen Regelungen zu Migration 
und Integration unterscheiden sich in ihren Grundelementen kaum mehr von denen 
der europäischen Nachbarn.  
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5. Elitendiskurse: In der konkreten Alltagswirklichkeit der Einwanderungsgesellschaft 
wirken publizistische Elitendiskurse über Krise und Scheitern von Integration 
einerseits, Marginalisierung und Exklusion der Zuwandererbevölkerung andererseits 
wie fernes Wetterleuchten am Horizont.  
 

6. Mainstream: Nach langer Verdrängung (‚Die Bundesrepublik ist kein 
Einwanderungsland‘) sind Integration und Migration endlich im politischen 
Mainstream angekommen. Vieles wurde erreicht. Aber manches von dem, was 
appellativ als politische Schlüsselaufgaben formuliert wird, bleibt den Adressaten im 
Alltag der Einwanderungsgesellschaft ebenso fremd wie die Elitendiskurse.  
 

7. Spannungspotenziale: Als Folge der historischen Vernachlässigung von Integration 
und Integrationspolitik bekommen Verteilungskonflikte um knappe Ressourcen 
(Arbeit, Einkommen, öffentlicher Raum, sozialer Status) heute eine ethnische 
Komponente mit wachsendem sozialem Spannungspotenzial.  
 

8. Integration als Partizipation: Für den sozialen Frieden in der 
Einwanderungsgesellschaft konstitutiv ist ein Verständnis von Integration als 
möglichst chancengleiche Teilhabe an den zentralen Bereichen des gesellschaftlichen 
Lebens. In einer auch aus vielen anderen Gründen immer heterogener werdenden 
Einwanderungsgesellschaft ist das Kriterium Migrationshintergrund nur einer unter 
mehreren, insbesondere sozialökonomischen Markern für potenziellen 
Förderungsbedarf. Dem Förderungskriterium Migrationshintergrund muss aber so 
lange Raum gegeben werden, bis es vollends hinter milieuspezifische Bedarfskriterien 
zurücktreten kann. Noch ist es nicht so weit.  
 

9. Bildung als Integrationsbaustelle: Neben vielen anderen Integrationsaufgaben in der 
Einwanderungsgesellschaft gibt es enorme Herausforderungen im Bereich Bildung. 
Noch kann von gleichen Bildungschancen oder gar Bildungserfolgen von Jugendlichen 
mit und ohne Migrationshintergrund nicht die Rede sein. Zum Hintergrund zählt auch 
ein Paradox: Mehrheits- wie Zuwandererbevölkerung haben überwiegend positive 
persönliche Erfahrungen mit ethnischer Heterogenität in den Institutionen des 
Bildungssystems, aber eine überwiegend negative Einschätzung der 
Leistungsfähigkeit von Schulen unter multikulturellen Bedingungen.  
 

10. Migration und Sozialreform: In einem Wohlfahrtsstaat mit demografisch 
schrumpfender und alternder Bevölkerung erhöhen zunehmende Abwanderung und 
abnehmende Zuwanderung von Menschen im besten Erwerbsalter den Reformdruck 
auf die Sozialsysteme. Der Wohlfahrtsstaat aber gewinnt einen großen Teil seiner 
politischen Legitimation aus dem Erfolg ausgleichender Wirtschafts- und 
Sozialinterventionen. Die durch Veränderungen im Wanderungsverhalten verschärfte 
Nötigung zu einschneidenden Sozialreformen wirft deshalb schwerwiegende 
Legitimationsprobleme auf.  
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11. Personalprobleme der ‚Firma Deutschland‘: Es gibt in Deutschland ein quantitatives 
und ein qualitatives Migrationsproblem. Deshalb muss Deutschland neben einer 
Bildungs- und Qualifikationsoffensive im Innern proaktive Zuwanderungspolitik 
betreiben, für qualifizierte Zuwanderung attraktiver werden, aber auch die 
Bedingungen für das Bleiben qualifizierter potenzieller Abwanderer verbessern, die 
zur Finanzierung des Sozialstaats beitragen.  
 

12. Einwanderer ohne Staatsangehörigkeit: Für eine demokratische 
Einwanderungsgesellschaft ist das Auseinanderfallen von Wohnbevölkerung und 
Wahlbevölkerung eine Gefahr. Die eingewanderten Ausländer für die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu gewinnen, muss im lange griesgrämigen Einwanderungsland 
wider Willen heute als ein vorwiegend deutsches Interesse verstanden werden. Denn 
Deutschland kann sich seine De-facto-Einwanderer nicht mehr aussuchen und sie nur 
noch einladen, auch De-jure-Einwanderer zu werden.  
 

13. Sackgasse Optionsmodell: Das Optionsmodell war ein Notkompromiss mit nicht 
zureichend durchdachten Folgen. Es sollte ersetzt werden durch eine fünfjährige 
Übergangslösung, die den Betroffenen auf Antrag die doppelte Staatsangehörigkeit 
gewährt. Zugleich sollte für diese Zeitspanne in Deutschland alt gewordenen 
ausländischen Zuwanderern aus Drittstaaten die Hinnahme der doppelten 
Staatsangehörigkeit angeboten werden. In der Übergangszeit sollte eine neue 
Gesamtlösung entwickelt werden, die den Herausforderungen der 
Einwanderungsgesellschaft und der damit verbundenen Heterogenisierung der 
Bevölkerung gerecht wird, ohne die dem Phänomen der Mehrstaatigkeit immanenten 
rechtstechnischen Probleme auszublenden.  
 

14. Migration und Humanität: Flüchtlingsaufnahme ist eine humanitäre Pflicht. Über die 
Aufnahme von Wirtschaftswanderern entscheiden die Interessen des 
Aufnahmelandes. Gerade weil es mitunter fließende Grenzen zwischen Wirtschafts- 
und Fluchtwanderungen gibt, muss eine zureichende Prüfung der Wanderungsmotive 
gewährleistet bleiben. Nationalstaatliche Überforderungen durch Flüchtlingsandrang 
führen zu einer prekären Schicksalsverwaltung zu Lasten der Flüchtlinge. Auf Dauer 
können nur europäische Konzepte den weltweit steigenden Flüchtlingswanderungen 
gewachsen sein und Perspektiven bieten, die humanitären Geboten entsprechen.  
 

15. Fehlsteuerungen und Steuerungsfehler: Migration, Integration und 
Einwanderungsgesellschaft sind Dimensionen mit hoher sozialer Eigendynamik und 
auf der Zeitachse schwer absehbaren ökonomischen und gesellschaftlichen Folgen. 
Rechtliche und politische Interventionen müssen deshalb stets die Grenzen der 
Gestaltbarkeit, die Gefahr von Fehlsteuerungen, von nicht intendierten Folgen und 
unbeabsichtigten Härtefällen im Auge behalten. Eine eher bescheidene Verbindung 
von flexibler Konzeptorientierung und pragmatischer Gestaltung wirkt hier mitunter 
nachhaltiger als der auf lange Dauer angelegte große Wurf, bei dem eine 
Zielverfehlung mit nicht minder großen sozialen Kosten verbunden sein kann.  


